TOP 4
"Den Worten müssen Taten folgen: Verfassungsschutzgesetz ändern!"

in Verbindung damit

"Innenminister Wolf muss den Beschluss des FDP-Landesparteitags in Hamm zur Online-Durchsuchung unverzüglich umsetzen!"
Rede des
Abgeordneten der 

SPD-Landtagsfraktion

Karsten Rudolph
anlässlich 
der Plenarsitzung am 03. Mai 2007 
- Es gilt das gesprochene Wort -

Anrede

Die letzten Tage und Wochen haben einmal mehr gezeigt: Der IM ist längst zu einer schweren  Belastung für die Koalition und selbst für die eigene Partei geworden 

Dies wäre für sich genommen noch nicht einmal das Schlimmste, wenn er nicht ständig die Grenzen der Belastung unserer Sicherheitsbehörden und unserer Verfassung austesten würde.

Der IM hat nicht nur die Balance zwischen Sicherheit und Freiheit verloren - er baut beide unbeirrt ab:

· die Sicherheit der Bürger demontiert er durch Kürzungen im Innenhaushalt 2006 und 2007, durch praxisferne und die Polizeiarbeit behindernde Organisationsreformen

· und die Freiheitsrechte der Bürger baut er ab durch ein VSG, 

· in dem der Große Lauschangriff weiterhin vorgesehen ist, obwohl er vom BVG längst für verfassungswidrig erklärt wurde 

· und in dem die online-Durchsuchung so geregelt ist, dass sie sämtlichen liberalen und freiheitlichen Maßstäben widerspricht. 

In der Verfassungsbeschwerde von Gerhard Baum werden allein gegen die Online-Durchsuchung eine Vielzahl von Bedenken geltend gemacht. Das VSG verletze

· das Zitiergebot

· das Gebot der Normenklarheit

· die Menschenwürde und den Kernbereich privater Lebensgestaltung

· und die Unverletztlichkeit der Wohnung

Um nur einige Kritikpunkte zu nennen. 

Wie stellen Sie sich dazu, Herr Minister? 

Jetzt wissen wir auch, was Herr Papke meinte, als ihn die WR vom 23.4. mit den Worten zitierte: "Wer einen von uns angreift, hat automatisch die ganze Fraktion und die gesamte Partei am Hals."  

Jetzt haben wir sie angegriffen, Herr Minister, und prompt haben sie die eigene Partei so am Hals, dass die CDU sie schon schützen muss. Denn der FDP-LandesPT unterstützt die Kritik der SPD.

Anrede

Wir sind uns alle einig, darin, dass der Innenminister keine gute Figur macht und politisch in seinem Amt überfordert ist.

Bezeichnender Weise besitzen die Koalitionsfraktionen nicht einmal mehr die Kraft, sich auf einen gemeinsamen Entschließungsantrag zu verständigen. Sie signalisieren damit: der Kraftaufwand lohnt sich für diesen IM nicht mehr.

Und: Sie finden zu keiner gemeinsamen Linie in der Innenpolitik. 

Das nennt man eine "Streitkoalition", die Innenpolitik wie aus der Apostelgeschichte betreibt:

"Sie redeten über dieses und jenes und wussten nicht mehr, warum sie zusammengekommen waren."

Was können wir nun gemeinsam tun, damit die nordrhein-westfälische Innenpolitik zu einer soliden, berechenbaren  und verfassungsfesten Linie zurückfindet?

1. Das VSG zurücknehmen und einen neuen, die Parteigrenzen überwindenden  Anlauf nehmen. Nichts wäre doch peinlicher, wenn sie nach einem Karlsruher Urteil mit leeren Händen vor dieses Parlament treten müssten. 

2. Die Sicherheitsbehörden in ihrer praktischen Arbeit stärken. Stoppen sie den Personalabbau bei der Polizei. Nehmen sie die globalen, jährlichen Haushaltskürzungen zurück und investieren sie 3 % in die Sicherheit unseres Landes.
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